
funktion zwischen Ost und West am besten gerecht. Danke 
schön.

(Beifall)

Stellvertreter des Präsidenten Dr. Höppner:

Für die Fraktion der Liberalen spricht der Abgeordnete Krau
se.

Abg. Helmut Krause (Liberale):

Herr Präsident! Verehrte Abgeordnete! Die Zeit der Unsicher
heit, die Zeit der Angst, die Zeit, wo sich täglich Tausende von 
Menschen aus dem Land getrieben fühlten, diese Zeit, die ist 
vorbei. Und wir aus den verschiedenen Fraktionen, die wir be
reits Jahrzehnte dem staatlichen Machtapparat sowohl subver
sive Opposition gewesen als auch mittelbare Stützen dieses 
Staates waren, wir, wir sind jetzt hier vom Volk gewählt in die
sem Haus. Und der Ministerpräsident hat uns seine Regierungs
erklärung vorgelegt. Die große Koalition, zu der wir Liberale als 
verläßliche Partner gehören, trägt diese Regierungserklärung. 
Wir sind ein kleiner Teil in der Koalition. Die Koalition besteht 
aus verschiedenen, je nach Zählung, 5 bis 8. Da kommen ver
schiedene Meinungen zusammen. Diese verschiedenen Mei
nungen sind zusammen gebunden. Sie sind jetzt wirklich tragfä
hig, und ich denke, daß es wichtig ist, daß wir jetzt uns nicht in
nerparlamentarisch als auch außerparlamentarisch so schwer 
belasten lassen, daß die Koalition in Frage gestellt sein könnte.

Es ist nicht gut, wenn hier im Hause und somit in der Öffent
lichkeit von der Vorläuferin der PDS und PDS selbst und ande
ren da sozusagen gehebelt wird und Erfolge erwartet werden. 
Diese Erfolge, denke ich, sind ein Irrtum, sie zu erwarten.

(Heiterkeit bei Bündnis 90/Grüne und PDS)

Ich habe vorhin gehört, heute vor der Pause, als jemand sprach 
und das Bild von dem Gerichtssaal benutzte, daß die Täter in den 
Gerichtssaal gehören. Ich will hoffen, daß alle, die da Beifall be
kundet hatten, daß die auch wirklich meinen: die Anklagebank. 
Es gibt ja noch andere Orte im Gerichtssaal.

(Bewegung bei der PDS)

Es ist schlimm, wenn in der Jetztzeit jetzt schon vergangene 
Zeiten glorifiziert werden, wenn jetzt schon wieder das Geschäft 
mit der Angst betrieben wird, und es gibt mir schwer zu denken, 
wenn - ich vermute, in Unwissenheit, was da so passiert - da 
wirklich demokratische Kräfte in diesem Stil mitbenutzt werden.

(Unmutsäußerungen bei PDS und Bündnis 90/Grüne) 
(Zuruf eines PDS-Abgeordneten: Was wird das, 

wenn es fertig ist?)

Noch etwas?

(Beifall bei PDS und Bündnis 90/Grüne)
(Zuruf eines Abgeordneten von Bündnis 90/Grüne: 

Worum geht es?)

Es geht darum, daß dieses Wort „Haltet den Dieb“ ja eine tiefe 
Bedeutung hat.

(Heiterkeit bei PDS und Bündnis 90/Grüne und Beifall)

Und ich denke da, um das zu verdeutlichen, ein kleines Bei
spiel:

(Zuruf eines Abgeordneten von Bündnis 90/Grüne:
Was will ich damit sagen?)

Es waren eben Menschen, die bisher Macht gehabt haben und 
immer noch haben, die dann sich drei- bis vier-, fünfmal Begrü
ßungsgeld haben geben lassen.

(Bewegung im Saal)

Ich möchte, daß dieses Geschäft so nach der Methode „Haltet 
den Dieb!“ nicht weiter betrieben wird, denn wenn jetzt so ge
sprochen wird und in Bildern gesprochen wird,

(Unmutsäußerungen und vereinzelt Heiterkeit bei PDS 
und Bündnis 90/Grüne)

wenn in Bildern gesprochen wird, so lassen Sie mich als letztes 
einfach dieses schon mehrfach strapazierte Bild von den Füßen 
und dem Schuh bringen.

(Heiterkeit bei PDS und Bündnis 90/Grüne)

Wenn da dieser Aschenputtelvergleich aufgebracht wurde, dann 
zeigt es doch, daß die Bisherigen dann auf zu großem Fuß gelebt 
haben und der Fuß abgeschnitten werden muß.

(Beifall)

Stellvertreter des Präsidenten Dr. Höppner:

Als nächster für die Fraktion der PDS der Abgeordnete Dr. 
Heuer.

Abg. Prof. Dr. Heuer (PDS):

Herr Präsident! Herr Ministerpräsident! Meine Damen ui 
Herren! Die Erklärung des Herrn Ministerpräsidenten drückte 
für mich den Willen aus, die Interessen des Volkes der DDR 
selbstbewußt zu vertreten. Nach meiner Auffassung haben alle 
Fraktionen dieses Hohen Hauses die gemeinsame Verantwor
tung, allen Schichten und Gruppen unseres Volkes materiell und 
auch ideell den aufrechten Weg in die deutsche Einheit zu er
möglichen.

Es geht dabei vor allem um drei Fragen, auf welchem Weg der 
Schutz der Interessen und Rechte der Bürger der DDR am be
sten gewährleistet ist, wie wir sichern, daß der entstehende ge
meinsame deutsche Staat die besten Züge beider deutscher 
Staaten vereint, und auf welchem Wege die Einbettung dieses 
Prozesses in die gesamteuropäische Entwicklung, vor allem in 
die Herstellung einer europäischen Sicherheitsordnung am be
sten gewährleistet ist.

Wir sollten gemeinsam versuchen, nicht nur durch Abstim
mung, sondern auch durch Argumente diesen Weg zu bestim
men. Ein besonders wichtiges Feld ist dabei das Recht. Die von 
uns zu beschließenden Rechtsnormen sollten in hohem Grade 
gemeinsam akzeptierbar sein. Das Recht gilt für alle. Der 
Rechtsstaat muß als Staat aller empfunden werden. Die PDS 
deshalb bereit, an allen hier vorgeschlagenen Gesetzen bis hirr' 
zur Justizreform konstruktiv mitzuarbeiten.

Von einigen Vertretern der Koalition wurde hier alles an der 
Schnelligkeit der Herstellung der Einheit gemessen. Ich möchte 
demgegenüber den Satz aus der Regierungserklärung anmah
nen : Wir werden uns auch in Zukunft Zeit zum verantwortlichen 
Nachdenken nehmen.

Wenn die Rahmenbedingungen so gut, so vernünftig und so 
zukunftsfähig sein sollen wie nötig, dann muß daran seriös gear
beitet werden, und zwar für die Öffentlichkeit einsichtig und ver
stehbar. Ich meine, daß es hier ernsthafte Widersprüche im Auf
treten der Regierungskoalition gibt. So ist - um ein Beispiel zu 
nennen - in der Regierungserklärung einiges gesagt worden zu 
Schutzmechanismen - etwa für die Betriebe: So wie für Grie
chenland, Portugal oder Spanien mehrjährige Übergangsrege
lungen zum Schutz ihrer eigenen Wirtschaft gelten, werden wir 
vergleichbare Schutzmechanismen mit der Bundesregierung 
vereinbaren müssen. Gestern abend aber hat Wirtschaftsmini
ster Pohl sich gegen Schutzgehege für Betriebe oder Branchen 
ausgesprochen, wenn die D-Mark hier eingeführt wird. Was kei
nem einzigen EG-Land zugemutet wird, was auch nicht den 
Werften in der BRD zugemutet wurde, was ihren Bauern nicht 
zugemutet wird, soll hier mit den Brüdern und Schwestern in der 
DDR vollzogen werden.
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